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Übergangsrevision von Verordnungen des Lebensmittelrechts be-
treffend PFAS in Lebensmitteln und Aktualisierung der Grenzwerte 
für Trinkwasser 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) bedankt sich als Branchenorganisation der fleisch-
verarbeitenden Branche mit rund 24'000 Mitarbeitenden für die Möglichkeit, zum Vorschlag einer Über-
gangslösung bei Überschreitungen der PFAS-Höchstwerte in Lebensmitteln Stellung zu nehmen. Wir 
bitten Sie, die nachfolgenden Überlegungen bei Ihrer Entscheidfindung zu berücksichtigen. 
 
Die Beurteilung der vorgesehenen Aktualisierung der Grenzwerte für Trinkwasser überlassen wir den 
zuständigen Fachkreisen der Wasserversorgung. Dennoch ist zu berücksichtigen, dass Wasser als 
Zutat in Lebensmitteln, Tränkewasser für die Nutztiere bzw. Prozesswasser bei der Verarbeitung und 
Veredlung von Lebensmitteln als potenzielle Eintragsquelle für PFAS im Auge behalten werden muss 
– insbesondere, falls die Grenzwerte für Trinkwasser nach Ablauf der dreijährigen Übergangsfrist weiter 
gesenkt werden sollen.  
Gerade für die betroffenen Gemeinden, die allenfalls Überschreitungen der neuen Höchstwerte auf-
weisen, dürfte es zu einem Ding der Unmöglichkeit werden, die notwendigen Massnahmen in der Über-
gangsfrist von drei Jahren entsprechend umzusetzen (Stichworte: Planung, Bewilligung, Einsprachen, 
Finanzierung, etc.). Davon direkt betroffen wären auch die in den betreffenden Gemeinden ansässigen 
Lebensmittelunternehmen, die auf die Qualität des von der öffentlichen Wasserversorgung bereit-
gestellten Trinkwassers grundsätzlich keinen Einfluss haben. Ebenso zu klären bliebe auch die Frage, 
wie mit Lebensmitteln, die die geltenden Höchstwerte einhalten, zu verfahren wäre, wenn das ver-
wendete Trink- oder Prozesswasser die PFAS-Höchstwerte überschreitet.  
 
Die ebenfalls vorgeschlagene dreijährige Übergangslösung, welche das Mischen PFAS-belasteter mit 
unbelasteten Lebensmitteln gleicher Art zulässt, lehnen wir aus Sicht der Primärproduktion nach-
gelagerten fleischverarbeitenden Sektors klar ab. Dies deshalb, weil die Vermischung das PFAS-
Problem nicht löst, sondern dieses nur verschiebt! Gleichzeitig werden damit jedoch neue Probleme 
bei der Rückverfolgbarkeit, mit Food Waste und dem Konsumentenvertrauen geschaffen. Art. 13a LGV 
und damit auch Art. 5c VHK sind somit ersatzlos zu streichen, konkret aus folgenden Gründen: 
1. Bevor Fleisch den Konsumentinnen und Konsumenten angeboten werden kann, hat dieses von 

der Schlachtung, Zerlegung, Verarbeitung und z.T. weiteren Veredlung verschiedene Ver-
arbeitungsstufen zu durchlaufen, einerseits in Form von mischbaren Chargen (z.B. Wurstfleisch, 
Gehacktes, Geschnetzeltes, Ragout, etc.), andererseits aber auch als gewachsene Stücke (z.B. 
Steaks, Koteletts, Roh- bzw. Kochschinken, Trockenfleisch, etc.). Da bei jedem Schlachtkörper 
beide Formen bzw. eben immer auch die eigentlich nicht mischbaren, gewachsenen Stücke 
anfallen, wäre mit dem vorgeschlagenen Vermischen eine vollständige Verwertung der einzelnen 
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Schlachtkörper schlicht und ergreifend gar nicht möglich und damit auch nicht praktikabel! Hier 
wäre höchstens die Zuordnung mehrerer gewachsener Stücke zu einer Charge denkbar, was aber 
die Problematik von zu hohen PFAS-Gehalten im einzelnen gewachsenen Stück nicht wirklich löst, 
sondern vielmehr weitere, nicht zielführende Diskussionen verbunden mit einem potenziellen 
Imageschaden für den ganzen Fleischsektor nach sich ziehen dürfte. 

2. Das Vermischen von Lebensmitteln gleicher Art (wie immer diese im Einzelnen definiert werden) 
bedingt, dass die analysierten Gehalte an PFAS der einzelnen Chargen zum besagten Zeitpunkt 
der Verarbeitung vorliegen, ansonsten die Festlegung der jeweiligen Mischverhältnisse in der 
Eigenverantwortung der jeweiligen Betriebe einem Vabanque-Spiel gleichkommen würde. Da die 
PFAS-Analysen zumindest heutzutage mehrere Tage (auch in Verbindung mit der entsprechenden 
Logistik) in Anspruch nehmen, aus Gründen der Lebensmittelsicherheit und der Qualität jedoch 
eine zeitnahe Weiterbe- und -verarbeitung des Rohmaterials für die jeweiligen Lebensmittel von-
nöten ist, eröffnet sich hier ein Dilemma, das im praktischen Alltag kaum bzw. nicht lösbar ist, 
unabhängig von den zusätzlich anfallenden, wirtschaftlich noch zu rechnenden Analysekosten. 

3. Die unter Einhaltung der nebst den festgelegten Höchstwerten vorgeschlagenen zusätzlichen, 
unverhältnismässigen Auflagen an die Deklaration (= indirekter Hinweis auf das Vorkommen von 
PFAS trotz vorübergehend gewährter Verkehrsfähigkeit), die Rückverfolgbarkeit der einzelnen 
ursprünglichen Chargen bzw. Teilstücke (weg vom Grundsatz «one step back, one step forward» 
hin bis zum Produktionsbetrieb auf Primärstufe) sowie die Nicht-Ausfuhr in die EU (übrige Länder: 
unklar) dürften zusätzlich dazu beitragen, dass die Möglichkeit des Vermischens von der Wirt-
schaft, wenn überhaupt, höchstens in geringem Umfang aufgenommen würde. Gerade die 
Abgrenzung zum Export würde in den jeweiligen Unternehmen noch zusätzlich eine strikte Waren-
flusstrennung in den einzelnen Betriebsabläufen bedingen – dies mit massiv höheren Auf-
wendungen finanzieller, logistischer und personeller Art. 

4. Die vorgeschlagene Vermischungsmöglichkeit berücksichtigt die Realität integrierter Verwertungs-
prozesse nur unzureichend. Bei einem Schlachttier entstehen gleichzeitig zahlreiche unterschied-
liche Produkte und Nebenprodukte (Fleischstücke, Fett, Innereien, Knochen, Häute usw.), welche 
entlang verschiedener Wertschöpfungsketten verarbeitet werden. Eine teilweise Vermischung 
einzelner Chargen löst die Problematik deshalb nicht, sondern erhöht die Komplexität der Material-
flüsse, der Rückverfolgbarkeit sowie der Prozesssteuerung über die gesamte Wertschöpfungskette 
erheblich. Die praktische Umsetzung wäre mit einem unverhältnismässigen organisatorischen, 
logistischen und finanziellen Aufwand verbunden. 
Hinzu kommt der Umstand, dass vor allem in grösseren Fleischverarbeitungsbetrieben als 
integraler Bestandteil der jeweiligen Produktionsprozesse täglich Rohstoffe zahlreicher Primär-
produktionsbetriebe zu grossen Tagesmischchargen zusammengeführt und kontinuierlich weiter-
verarbeitet werden. Damit ist eine ursachenbezogene Rückverfolgbarkeit zum tatsächlich PFAS-
belasteten Tier bzw. zum betreffenden Primärproduktionsbetrieb schlicht und ergreifend nicht mehr 
möglich bzw. die tatsächliche PFAS-Eintragsquelle innerhalb der Mischcharge nicht mehr eindeutig 
identifizierbar. Wie dies Analysen eines unserer grössten Mitglieder aus der Praxis deutlich zeigen, 
bedeutet dies in der Konsequenz, dass unter den vorgeschlagenen Rahmenbedingungen eine 
einzelne Analyse mit einer Höchstwert-Überschreitung zur Entsorgung mehrerer 10 t an Rohstoffen 
führen kann – eine Situation, die es mit Blick auf die massiven wirtschaftlichen Konsequenzen für 
das einzelne Unternehmen, aber auch aus Gründen von Food Waste gerade an dieser Stelle 
besonders zu benennen gilt! 

5. Mit der vorgeschlagenen, befristeten Möglichkeit des Vermischens von kontaminierten mit nicht-
kontaminierten Lebensmitteln wird leider einmal mehr der Fokus weg von einem gesamtgesell-
schaftlichen Problem hin zum kantonalen Vollzug bei der Lebensmittelkontrolle verschoben, der 
dies gegenüber den betroffenen Unternehmen der Land- und Ernährungswirtschaft bereits auch 
so handhabt! Damit wird dem Motto «den Letzten beissen die Hunde» folgend die Verantwortung 
faktisch auf die Lebensmittelwirtschaft verlagert, obwohl die Ursachen der PFAS-Belastung 
ausserhalb ihres Einflussbereichs liegen. Gleichwohl darf nicht ausser acht gelassen werden, dass 
die rechtliche Situation der unverschuldet betroffenen Landwirtschafts- und Lebensmittelbetriebe 
bezüglich Entschädigung und finanziellen Unterstützung durch die Allgemeinheit ebenso zwingend 
zu klären bzw. zu regeln ist. 

6. Der vorliegende Vorschlag schafft einen Präzedenzfall für künftige Vermischungen belasteter 
Lebensmittel und birgt mit der Gefahr von Reputationsschäden, aber auch von Täuschungen bzw. 
gar Betrugsfällen erhebliche Risiken für das Vertrauen der Konsumentinnen und Konsumenten. 
Noch komplexer wird die Thematik bei zusammengesetzten Lebensmitteln, v.a. wenn die PFAS-
Kontamination «nur» einzelne Zutaten, nicht aber das betreffende Lebensmittel als solches betrifft. 
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7. Die vorgeschlagene Möglichkeit des befristeten Vermischens stellt nichts anderes als eine reine 
Symptombekämpfung dar. Das eigentliche Ziel muss auch angesichts der gesamtgesellschaft-
lichen Problematik jedoch in der klaren Ursachenbekämpfung liegen, indem mit Hochdruck Alter-
nativen für PFAS zu entwickeln sind, die deren angestrebten Nutzen gerecht werden, gleichzeitig 
aber die mit PFAS verbundenen gesundheitlichen Gefahren möglichst zu minimieren bzw. ganz 
auszuschliessen vermögen. 

8. In Bezug auf die Kontamination unserer Lebensräume mit PFAS braucht es auch Informationen zu 
sämtlichen der möglichen Eintragsquellen. Es kann und darf nicht sein, dass man sich nur an den-
jenigen orientiert, für die Höchstwerte gemäss Kontaminantenverordnung bestehen und die 
anderen wie z.B. pflanzliche Lebensmittel bzw. Tierfutter (mit hauptsächlich pflanzlichen Kompo-
nenten) aussen vor lässt. Denn wenn man die Problematik wirklich angehen bzw. lösen will, dann 
braucht es einen ganzheitlichen Ansatz und nicht einen, der sich nur auf Teilaspekte bezieht! 

9. Ebenso zwingend zu berücksichtigen gilt es den Umstand, dass sich eine nachhaltige Reduktion 
der PFAS-Belastung nur dann erreichen lässt, wenn über ein gezieltes Monitoring eine frühzeitige 
Erkennung und eine systematische, risikoorientierte Überwachung der einzelnen PFAS-Eintrags-
quellen wie Boden, Tränkewasser, Futtermittel und allenfalls weitere gewährleistet wird. Wir 
erachten daher präventive Schritte auf Ebene der Primärproduktion gegenüber nachgelagerten 
Massnahmen auf Stufe der Lebensmittelverarbeitung als wesentlich wirksamer. So müssten die 
Verkäufer der Schlachttiere garantieren, dass alle Tiere, welche zur Schlachtung vorgesehen sind, 
die gesetzlichen PFAS-Höchstwerte nicht überschreiten. Die Produzenten würden dabei zur 
Umsetzung eines risikobasierten Beprobungs- und Selbstkontrollsystems verpflichtet, wobei den 
zuständigen Kantonstierärzten eine zentrale Rolle bei der Koordination, Beurteilung und Begleitung 
risikoorientierter Monitoringprogramme (z.B. über Blut- bzw. Milchsammelproben) zukäme. 

10. Die schweizweite Kampagne des VKCS zu PFAS in tierischen Lebensmitteln hat im letzten Jahr 
gezeigt, dass Lebensmittel auf dem Schweizer Markt die geltenden Höchstwerte weitgehend ein-
halten. Bei den gemäss Kontaminantenverordnung regulierten Kategorien Fleisch, Fisch und Eier 
lag der Anteil der nicht-konformen Proben bei 0.8% (7 von 900 Proben). Dabei zeigte sich, dass 
die PFAS-Thematik kein allgemeines, sondern ein lokales, regional begrenztes Problem darzu-
stellen scheint, weshalb der Fokus der Massnahmen auf die tatsächlich belasteten Gebiete und 
nicht einfach auf die gesamte Schweiz zu legen ist. Demzufolge sollte auch die Gesetzgebung 
entsprechend ausgerichtet und auf die vorgesehenen flächendeckenden Regulierungen mit 
überaus weitreichenden Konsequenzen für unser Land, insbesondere aber die direkt betroffenen 
Wirtschaftszweige verzichtet werden!  

11. Wir erlauben uns an dieser Stelle auch den Hinweis, dass im Rahmen der Schlachttier- und Fleisch-
kontrolle (vgl. Verordnung über das Schlachten und die Fleischkontrolle, SR 817.190) durch die 
zuständigen Veterinärbehörden die Genusstauglichkeit von Fleisch von amtlicher Seite bereits fest-
gestellt wird. Demzufolge muss das rechtliche Zusammenspiel zwischen amtlicher Schlachttier- 
und Fleischkontrolle und allenfalls später festgestellten PFAS-Höchstwertüberschreitungen noch 
zwingend geklärt werden. 

 
Des Weiteren beurteilen wir die parallelen Beschlüsse des Bundesrates, die Weisungen des BLV zu 
PFAS für den Vollzug für verbindlich zu erklären, gleichzeitig dazu einen Auftrag für die Erarbeitung 
einer gesetzlichen Entschädigungslösung wie auch die Vernehmlassung zu den vorliegenden Verord-
nungen zu starten, als nicht zielführend. Ein derartiges Vorgehen dient nicht der eigentlichen 
Problemlösung, sondern führt vielmehr zu nicht mehr koordinierten Abläufen. Auch sind neue Vor-
stösse im Parlament hängig, die zusammen mit den Anliegen der Motion 25.3421 in den vorge-
schlagenen Verordnungstexten (noch) nicht berücksichtigt sind. Konsequenterweise müssen deshalb 
auch der Vollzug, die Prozesse und die Begleitmassnahmen auf diese abgestimmt werden. 
 
Für eine Berücksichtigung unserer Argumente im Rahmen Ihrer Entscheidfindung, der aufgezeigten 
Alternativen sowie der ersatzlosen Streichung von Art. 13a LGV und Art. 5c VHK bedanken wir uns 
schon im Voraus. Für allfällige Rückfragen steht Ihnen der Rechtsunterzeichnende zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

Schweizer Fleisch-Fachverband 
 
 
 
Damian Müller, Ständerat Dr. Ruedi Hadorn 
Präsident Leiter Politik 


